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Am 1. Januar 2012 trat das neue Kinderschutz-
gesetz1 in Kraft, mit dem nicht zuletzt in der 
Folge einiger besonders gravierender Fälle von 
Kindeswohlgefährdung der Schutz der Kinder 
deutlich verbessert werden soll. Zentrale Neu-
regelung des Gesetzes war die Neufassung 
des § 8a des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
„Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung“. 
Außerdem wurde in § 98 Abs. 1 Nr. 13 SGB 
VIII eine neue Statistik zur Kindeswohlgefähr-
dung angeordnet, um eine bessere Daten-
grundlage für einen aktiven Kinderschutz zu 
gewährleisten. Im Juli 2013 lagen erstmals 
Ergebnisse dieser neuen Statistik für Baden-
Württemberg vor. Insgesamt wurden im Jahr 
2012 fast 10 000 Verfahren zur Einschätzung 
der Kindeswohlgefährdung durchgeführt.

Gefährdungseinschätzung: eine wichtige 
Aufgabe der Jugendämter

Durch die Neufassung des § 8a SGB VIII wurde 
der Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe 
gestärkt.2 Werden einem Jugendamt gewichtige 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, ist 

es nach § 8a SGB VIII seine Aufgabe, das Ge-
fährdungsrisiko für diesen jungen Menschen 
einzuschätzen. Die zuständigen Mitarbeiter 
des Jugendamtes haben sich dabei einen un-
mittelbaren Eindruck vom betroffenen Kind 
oder Jugendlichen und seiner persönlichen 
Umgebung zu machen. Dies kann zum Beispiel 
durch einen Hausbesuch3, den Besuch der 
Kinder tageseinrichtung oder Schule oder die 
Einbestellung der Eltern ins Jugendamt ge-
schehen. Die Einschätzung des Gefährdungs-
risikos erfolgt schließlich im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte. Ergebnis der Gefährdungs-
einschätzung kann sein:

 � Akute Kindeswohlgefährdung,

 � latente Kindeswohlgefährdung,

 � keine Kindeswohlgefährdung, aber Hilfe- 
oder Unterstützungsbedarf und 

 � keine Kindeswohlgefährdung und kein 
Hilfe- oder Unterstützungsbedarf.

Das Jugendamt bezieht bei der Einschätzung 
des Gefährdungsrisikos die Erziehungsberech-
tigten sowie das Kind mit ein. Sollte allerdings 

Erstmals Statistik zur Einschätzung 
der Kindeswohlgefährdung im Jahr 2012

Verfahren zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII
in Baden-Württemberg 2012 nach dem Ergebnis des VerfahrensS1

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 844 13

Anzahl der Verfahren

Keine Kindeswohlgefährdung und
kein (weiterer) Hilfebedarf

Keine Kindeswohlgefährdung,
aber Hilfebedarf

Latente Kindeswohlgefährdung

Akute Kindeswohlgefährdung

Insgesamt
9 630

Verfahren

1 498

1 965

3 278

2 889
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dadurch der wirksame Schutz des betroffenen 
Kindes oder Jugendlichen in Frage gestellt 
werden, führt das Jugendamt die Gefährdungs-
einschätzung ohne diese Beteiligung durch. In 
diesen Fällen wird häufig eine Anrufung des 
Familiengerichts notwendig.

Wenn es zur Abwendung der Gefährdung für 
geeignet und notwendig erachtet wird, Hilfen 

zu gewähren, so muss das Jugendamt diese 
den Erziehungsberechtigten anbieten. Es gibt 
aber auch Fälle, in denen das Jugendamt das 
Tätigwerden des Familiengerichts für erforder-
lich hält. Dann hat es das Gericht anzurufen. Be-
steht eine dringende Gefahr und kann die Ent-
scheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, 
so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind 
oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 

Verfahren zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII
in Baden-Württemberg 2012 nach Alter und Geschlecht der betroffenen Kinder 
und Jugendlichen

S2
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Anzahl der Verfahren

Kinder und Jugendliche im Alter von … bis unter … Jahren

500

1 000

1 500

2 000

2 500

14 – 1810 – 146 – 103 – 61 – 3unter 1
0

insgesamt

männlich

weiblich

Quote der Gefährdungseinschätzung nach § 8a SGB VIII in Baden-Württemberg 2012
nach Alter der Kinder und JugendlichenS3

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 846 13

Verfahren je 1 000 Kinder derselben Altersgruppe1)

Kinder und Jugendliche im Alter von … bis unter … Jahren
14 – 1810 – 146 – 103 – 61 – 3unter 1insgesamt

1) Bevölkerungsfortschreibung zum 31. Dezember 2011 auf Basis der Volkszählung 1987.
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Die neue Statistik der 
Gefährdungseinschätzungen 

Über die Verfahren zur Einschätzung einer 
Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII 
führt das Statistische Landesamt Baden-Würt-
temberg seit dem Jahr 2012 bei den Jugend-
ämtern jährlich eine Totalerhebung durch. Mit 
der Befragung sollen umfassende und zuver-
lässige statistische Daten über die Wahrneh-
mung des Schutzauftrages bei Kindeswohl-
gefährdung und über die Situation der betrof- 
fenen Kinder und Jugendlichen sowie über die 
eingeleiteten Hilfen im Falle einer Kindeswohl-
gefährdung bereitgestellt werden. 

Die Ergebnisse dienen der Planung im ört-
lichen und überörtlichen Bereich. Sie ermög-
lichen es, die Auswirkungen des § 8a SGB VIII 
für einen wirksamen Kinderschutz durch die 
Kinder- und Jugendhilfe zu beobachten. Auch 
zur Beantwortung von aktuellen jugend- und 

familienpolitischen Fragestellungen und zur 
Weiterentwicklung des Kinder- und Jugend-
hilferechts werden die Daten herangezogen.4

9 630 Verfahren zur Gefährdungs- 
einschätzung im Jahr 2012

Im Jahr 2012 wurde in Baden-Württemberg für 
9 630 Kinder und Jugendliche ein Verfahren 
zur Gefährdungseinschätzung nach § 8a Abs. 1 
SGB VIII vorgenommen. Bei 1 498 Gefährdungs-
einschätzungen, das sind 16 % aller Verfahren, 
wurde eine akute Gefährdungssituation fest-
gestellt (Schaubild 1). In diesen Fällen ist eine 
erhebliche Schädigung des körperlichen, geis-
tigen oder seelischen Wohls des Kindes oder 
Jugendlichen bereits eingetreten oder mit ziem-
licher Sicherheit zu erwarten. Dabei wurden bei 
975 jungen Menschen Anzeichen für Vernach-
lässigung festgestellt. Bei weiteren 438 Kindern 
und Jugendlichen gab es Anzeichen für körper-

351
213

211
122

129
53

Verfahren insgesamt

darunter Verfahren mit
dem Ergebnis einer akuten
oder latenten Kindeswohlgefährdung

Verfahren zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII 
in Baden-Württemberg 2012 nach der Hinweis gebenden Institution oder PersonS4

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 847 13

Anzahl der Verfahren

1 635
346

1 520
461

839
118

824
371

772
260

693
391

652
313

593
191

505
124

Beratungsstelle

Minderjährige oder Minderjähriger selbst

Einrichtung der Jugendarbeit,
Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe

Andere Einrichtung oder anderer Dienst
der Erziehungshilfe

Kindertageseinrichtung oder
Kindertagespflegeperson

Sonstige

Verwandte

Hebamme, Arzt, Klinik, Gesundheitsamt
oder ähnliche  Dienste

Sozialer Dienst/Jugendamt

Eltern(-teil), Personensorgeberechtigte(r)

Schule

Anonyme Melderin, anonymer Melder

Polizei, Gericht oder Staatsanwaltschaft

Bekannte oder Nachbarn

499
220

407
280
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liche und bei 374 für psychische Misshandlung. 
Hinweise auf sexuelle Gewalt wurden bei 97 
Kindern und Jugendlichen festgestellt. Mehr-
fachnennungen sind möglich.

In 1 965 Fällen (20 %) lag eine sogenannte la-
tente Kindeswohlgefährdung vor. Dabei konnte 
die Frage nach der tatsächlich bestehenden 
Gefahr nicht eindeutig beantwortet werden. Es 
bestand jedoch weiterhin der Verdacht einer 
Kindeswohlgefährdung bzw. eine solche konnte 
nicht ausgeschlossen werden. Bei 3 278 Ge-
fährdungseinschätzungen (34 %) ergab sich 
zwar keine Kindeswohlgefährdung, wohl aber 
ein anderweitiger Unterstützungsbedarf. Bei 
30 % der Gefährdungseinschätzungen (2 889 
Verfahren) wurden keine Gefährdung und kein 
weiterer Hilfebedarf ermittelt.

Mädchen und Jungen sind gleichermaßen 
betroffen

Insgesamt betrafen die Gefährdungseinschät-
zungen fast ebenso viele Mädchen (4 757) wie 
Jungen (4 873). Während allerdings in den 
Alters gruppen mit Kindern unter 14 Jahren 
stets für etwas mehr Jungen als Mädchen 
Gefähr dungseinschätzungen vorgenommen 
werden mussten, war dies bei den Jugend-
lichen im Alter von 14 bis unter 18 Jahren um-

gekehrt. Hier waren mit 829 Fällen deutlich 
mehr Mädchen betroffen als Jungen (508 Fälle) 
(Schaubild 2).

Bei jüngeren Kindern werden relativ mehr 
Gefährdungseinschätzungen durchgeführt

Im Durchschnitt kamen in Baden-Württemberg 
auf 1 000 Kinder und Jugendliche unter 18 Jah-
ren 5,2 Gefährdungseinschätzungen. Je nied-
riger jedoch das Alter der Kinder und Jugend-
lichen ist, umso höher liegt diese Quote. Bei 
den Kindern, die das 1. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, wurde für rund zehn von 
1 000 Kindern eine Gefährdungseinschätzung 
vorgenommen, bei Kindern im Alter von 
1 oder 2 Jahren waren es gut sieben von 1 000 
Kinder. Mit steigendem Alter nahm die Quote 
weiter ab und lag in der Altersgruppe der 14- 
bis unter 18-Jährigen noch bei knapp drei von 
1 000 (Schaubild 3).

Bei den jüngsten und jüngeren Kindern wurde 
überwiegend Vernachlässigung als Art der 
Kindeswohlgefährdung festgestellt. Etwa ab 
einem Alter von 10 Jahren lagen körperliche 
und psychische Misshandlung genauso oft 
wie Vernachlässigung vor. Sexueller Gewalt 
waren insbesondere Kinder im Alter von 5 bis 
15 Jahren ausgesetzt. Die Art der Kindeswohl-

T Verfahren zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII 
in Baden-Würtemberg im Jahr 2012

Art der neu eingerichteten Hilfe
––––––––

Anrufung des Familiengerichts
Insgesamt

darunter Verfahren mit dem Ergebnis einer …

akuten 
Kindeswohl- 
gefährdung

latenten 
Kindeswohl- 
gefährdung

Neu eingerichtete Hilfe1) 7 085 1 630 2 072

davon

Unterstützung nach §§ 16 – 18 SGB VIII (Allgemeine Förderung der Erziehung in der Fa-
milie, Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und Scheidung sowie Beratung 
und Unterstützung bei der Ausübung der Personensorge und des Umgangsrechts) 1 133  129  303

Gemeinsame Wohnform für Mütter bzw. Väter und Kinder nach § 19 SGB VIII  37  22  7

Erziehungsberatung nach § 28 SGB VIII  404  62  100

Ambulante oder teilstationäre Hilfe zur Erziehung (§§ 27, 29 – 35 und 35 SGB VIII) 2 006  373  705

Familienersetzende Hilfe zur Erziehung (§§ 27, 33 – 35 SGB VIII)  454  265  112

Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII  18  5  7

Vorläufige Schutzmaßnahmen nach § 42 SGB VIII  492  378  82

Kinder- und Jugendpsychiatrie  132  43  39

Keine neu eingerichtete Hilfe bzw. keine der vorgenannten Hilfen 2 409  353  717

Anrufung des Familiengerichts  952  552  273

1) Mehrfachnennungen sind möglich.
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Verfahren zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII
in den Stadt- und Landkreisen Baden-Württembergs 2012S5

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

1) Bevölkerungsfortschreibung zum 31. Dezember 2011 auf Basis der Volkszählung 1987.

848 13

Verfahren je 1 000 Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren1)
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2,0

1,8
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0,7

17,6
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16,7
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5,5
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5,3
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5,0

Tübingen (LKR)

Zollernalbkreis (LKR)

Biberach (LKR)

Lörrach (LKR)

Böblingen (LKR)

Rottweil (LKR)

Neckar-Odenwald-Kreis (LKR)

Emmendingen (LKR)

Bodenseekreis (LKR)

Reutlingen (LKR)

Esslingen (LKR)

Rhein-Neckar-Kreis (LKR)

Göppingen (LKR)

Karlsruhe (LKR)

Freiburg im Breisgau (SKR)

Schwarzwald-Baar-Kreis (LKR)

Ravensburg (LKR)

Schwäbisch Hall (LKR)

Rems-Murr-Kreis (LKR)

Konstanz (LKR)

Heidenheim (LKR)

Waldshut (LKR)

Hohenlohekreis (LKR)

Rastatt (LKR)

Baden-Baden (SKR)

Baden-Württemberg

Breisgau-Hochschwarzwald (LKR)

Sigmaringen (LKR)

Ulm (SKR)

Enzkreis (LKR)

Ludwigsburg (LKR)

Calw (LKR)

Ortenaukreis (LKR)

Heilbronn (LKR)

Ostalbkreis (LKR)

Pforzheim (SKR)

Alb-Donau-Kreis (LKR)

Heidelberg (SKR)

Freudenstadt (LKR)

Main-Tauber-Kreis (LKR)

Tuttlingen (LKR)

Stuttgart (SKR)

Heilbronn (SKR)

Karlsruhe (SKR)

Mannheim (SKR)
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schutz im Spiegel der 
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fährdungseinschätzun-
gen von Jugendämtern 
– ein Beitrag zum akti ven 
Kinderschutz, www.dji.de/
dasdji/home/forschung_ 
8a_kommentar.pdf 
[Abruf vom 5.11.2013].

gefährdung ist immer dann anzugeben, wenn 
die Gesamtbewertung der Gefährdungsein-
schätzung eine akute oder latente Kindeswohl-
gefährdung ergeben hat. Hierbei sind Mehr-
fachnennungen möglich.

Vielfältige Hinweise auf eine mögliche 
Kindeswohlgefährdung

Hinweise auf mögliche Gefährdungen kom-
men von verschiedensten Personen und Insti-
tutionen. So wurde zum Beispiel in 1 635 aller 
Fälle (17 %) das Jugendamt von Nachbarn 
oder Bekannten des betroffenen Kindes oder 
Jugendlichen über die mögliche Gefährdung 
informiert, in weiteren 1 520 Fällen (16 %) 
durch die Polizei, Gerichte oder die Staatsan-
waltschaft. In jeweils 9 % der Fälle kam der 
Hinweis von anonymen Meldern (839) oder 
aus Schulen (824), in 8 % (772) von Eltern oder 
Personensorgeberechtigten. Jeweils 7 % der 
Fälle gehen auf Meldungen der Sozialen Dienste 
bzw. der Jugendämter selbst (693) sowie des 
medizinischen Bereichs, also beispielsweise 
Hebammen, Ärzte, Kliniken oder Gesundheits-
ämter (652) zurück. 

Betrachtet man dabei allerdings nur die Ver-
fahren mit dem Ergebnis einer akuten oder 
latenten Kindeswohlgefährdung, so zeigt sich, 
dass hier der Anteil der Nachbarn und Be-
kannten deutlich niedriger liegt als bei den 
Verfahren insgesamt, nämlich bei nur 10 %, 
während der Anteil der Sozialen Dienste bzw. 
Jugendämter in diesen Fällen deutlich höher 
ausfällt (11 % gegenüber 7 % bei den Verfah-
ren insgesamt) (Schaubild 4).

Welche Maßnahmen werden ergriffen?

Als Ergebnis der Gefährdungseinschätzungen 
wurden zahlreiche Hilfen neu eingerichtet. 
Dabei können für ein Kind auch mehrere Hilfen 
in Frage kommen. In 2 006 Fällen wurden am-
bulante oder teilstationäre Hilfen zur Erziehung 
neu eingerichtet. Unterstützung nach §§ 16 bis 
18 SGB VIII, wie zum Beispiel Leistungen zur 
allgemeinen Förderung der Erziehung in der 
Familie und Beratung in Fragen der Partner-
schaft, Trennung oder Scheidung, wurde als 
Folge von 1 133 Gefährdungseinschätzungen 
gewährt. 492 Kinder oder Jugendliche wurden 
im Rahmen vorläufiger Schutzmaßnahmen  
in Obhut genommen. In 454 Fällen wurden 
familienersetzende Hilfen zur Erziehung (§§ 27, 
33 – 35 SGB VIII) eingeleitet, in weiteren 404 
Fällen Erziehungsberatung nach § 28 SGB VIII 
(Tabelle).

In 952 Fällen hielten die Jugendämter das 
Tätig werden eines Familiengerichtes für erfor-
derlich. Notwendig wird dies dann, wenn die 
Eltern nicht bereit oder in der Lage sind, die 
Gefahr für das Kind abzuwenden, indem sie 
zum Beispiel angebotene Hilfen ablehnen. 
Wenn die Gefährdung nicht ohne Eingriff in 
das elterliche Sorgerecht abgewendet werden 
kann, wird eine Anrufung des Familiengerichts 
notwendig.

Ein Blick in die Kreise

Zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung 
wurden 2012 landesweit rund fünf Verfahren 
je 1 000 Kinder und Jugendliche unter 18 Jah-
ren durchgeführt. Regional gibt es deutliche 
Unterschiede. Während im Landkreis Tübin-
gen nur knapp ein Verfahren je 1 000 Kinder 
durchgeführt wurde, waren es im Stadtkreis 
Mannheim 17,6 Verfahren je 1 000 Kinder. Ins-
gesamt zehn Landkreise wiesen eine entspre-
chende Quote von weniger als zwei auf, wei-
tere 13 Kreise von zwei bis unter fünf. In 
weiteren elf Kreisen wurden fünf bzw. sechs 
Verfahren je 1 000 Kinder durchgeführt. Damit 
lag bei drei Vierteln der Kreise die Zahl der 
Verfahren je 1 000 Kinder bei unter sechs. In 
den restlichen Kreisen fiel die Quote zum Teil 
deutlich höher aus. Insbesondere in den Stadt-
kreisen Mannheim (17,6), Karlsruhe (17,3) und 
Heilbronn (16,7) wurden deutlich mehr Verfah-
ren zur Kindeswohlgefährdung durchgeführt 
als im Landesdurchschnitt (Schaubild 5).

Der unterschiedlichen Zahl an Gefährdungs-
einschätzungen in den Kreisen können aller-
dings vielfältige Ursachen zugrunde liegen. So 
können Unterschiede in der Sozialstruktur, in 
der Arbeitsweise der Sozialen Dienste, aber 
auch die unterschiedliche Vernetzung von 
Agenturen des Bildungs-, Sozial-, und Gesund-
heitswesens Einfluss auf die Häufigkeit von 
Gefährdungseinschätzungen haben.5 Im Übri-
gen ist es auch möglich, dass im ersten Durch-
führungsjahr der Erhebung unterschiedliche 
Anlaufschwierigkeiten vor Ort vorgelegen 
haben. Mit zunehmender Erfahrung ist bei den 
Folgeerhebungen daher von einer gewissen 
Stabilisierung der Ergebnisse auszugehen.

Weitere Auskünfte erteilen
Dr. Barbara Pflugmann-Hohlstein, 
Telefon 0711/641-25 40,
Barbara.Pflugmann-Hohlstein@stala.bwl.de
Sigrid Büttner, Telefon 0711/641-25 41,
Sigrid.Buettner@stala.bwl.de


